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Rechtspflege und Rechtsbewußtsein

Die Postulate unserer Rechtsordnung — die Menschen­
rechte, die Gerechtigkeit, die Gleichheit aller Bürger 
vor dem Gesetz und die Wahrung ihrer Freiheit — sind 
in den neuen gesellschaftlichen Verhältnissen unserer 
Republik fest verankert, werden vom Volk und seinem 
Staat geschützt, geachtet und ständig weiter ausgebaut. 
Sie sind keine formalen Grundsätze, nicht bloßes Aus­
hängeschild eines in Wahrheit diese Maximen des 
Rechtsstaates liquidierenden Unrechtsstaates, so wie 
sich in unseren Tagen die reaktionäre westdeutsche 
Herrschaft und Justizpraxis der Monopole mehr und 
mehr vor aller Welt erweist.
Das gemeinschaftliche Handeln aller demokratischen 
Kräfte unter Führung der Arbeiterklasse ließ die 
Grundsätze wahrhaft humanistischer Rechtsordnung 
und Rechtsstaatlichkeit in unserer Republik Wirklich­
keit werden. In einem neuen Rechtsbewußtsein unse­
res Volkes fanden sie im Ergebnis des historischen Pro­
zesses revolutionärer Selbstbefreiung lebendige Gestalt. 
Freiheit und menschliche Persönlichkeitsentwicklung er­
fahren in der sozialistischen Menschengemeinschaft, in 
der alle Menschen gleichermaßen die Verhältnisse der 
gegenseitigen Hilfe und kameradschaftlichen sozialisti­
schen Zusammenarbeit gestalten und danach ihr Han­
deln einrichten, volle Entfaltungsmöglichkeiten.

Notwendige Forderung an die Rechtspflegeorgane

In dem Maße, wie die Bürger sich dieser neuen Qualität 
der Beziehungen zu ihrem Staat und seinem Recht be­
wußt sind, richten sie ihr Handeln ein, erlangen sie bei 
der Wahrnehmung ihrer staatsbürgerlichen Rechte und 
Pflichten selbst neue Erkenntnisse, entwickelt sich ihre 
Persönlichkeit. Die Förderung des sozialistischen Be­
wußtseins der Menschen ist Grundanliegen unseres 
Staates.
Die aktuelle gesellschaftliche Analyse dieses Gesamt­
prozesses der Herausbildung des sozialistischen Be­
wußtseins enthalten die Materialien der 7. und 9. Ta­
gung des Zentralkomitees der SED. Ihr inhaltsreiches 
Gedankengut gibt jedem staatlichen Organ, jeder ge­
sellschaftlichen Institution und Einrichtung, allen gesell­
schaftlichen Kräften Grund, über ihr eigenes Wirken 
im Sinne der sozialistischen Bewußtseinsbildung und 
-entwicklung nachZüdenken.
Die Forderung nach der Wende in der politischen Mas­
senarbeit richtet sich ebenso an die staatlichen Rechts­
pflegeorgane. Sie haben die Qualität des Erreichten in 
der Entwicklung des sozialistischen Rechtsbewußtseins 
der Bürger zu werten und daraus Folgerungen abzulei­
ten, wie auf die weitere Entwicklung fördernd Einfluß 
zu nehmen ist. Das sollte vor allem von den zentralen 
Rechtspflegeorganen getan werden. Schöpferische, von

hohem Niveau getragene Diskussionen über inhaltliche 
Probleme des Wirkens jedes Mitarbeiters in den Rechts­
pflegeorganen werden dadurch angeregt. Auf diese 
Weise vermögen es die Rechtspflegeorgane zudem, ihre 
Tätigkeit im Lichte erworbener Erfahrungen bei der 
Verwirklichung des Rechtspflegeerlasses und weiterer 
Dokumente des Staatsrates zu prüfen. Auf diese Weise 
wird auch der Feststellung entsprochen, daß die Grund­
probleme der Weiterentwicklung der sozialistischen De­
mokratie nicht nur in der Wirtschaft, sondern auch in 
den übrigen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens auf 
der Tagesordnung stehen.

Gesellschaftliche Wirkungen eines neuen 
Rechtsbewußtseins
Im Gesamtprozeß des umfassenden Aufbaus des Sozia­
lismus vollzieht sich die Entwicklung des sozialistischen 
Rechtsbewußtseins als Teil der Entwicklung des sozia­
listischen Bewußtseins. In ihrer Gesamtheit wie in ihren 
einzelnen Teilen haben die gesellschaftlichen Verhält­
nisse und das ideologische Wirken unseres Staates wie 
aller in der Nationalen Front vereinten demokratischen 
Kräfte Einfluß auf die Entwicklung des sozialistischen 
Bewußtseins als Ganzes wie auf seine einzelnen For­
men. Die sozialistische Rechtspflege und ihr Einwirken 
auf eine spezifische Bewußtseinsform, das sozialistische 
Rechtsbewußtsein, ist in diesen Zusammenhang fest 
eingeschlossen. Die exakte Durchführung der im Rechts­
pflegeerlaß getroffenen Festlegungen über die weitere 
Ausgestaltung der sozialistischen Rechtspflege ist zu­
dem ein bedeutender Teil des Bemühens aller Staats­
organe um ein höheres Niveau der staatlichen Leitungs­
tätigkeit, den weiteren Ausbau der sozialistischen De­
mokratie, die Festigung der sozialistischen Gesetzlich­
keit und die Weiterentwicklung der Rechte der Bürger. 
Die Herausbildung einer wissenschaftlich fundierten 
Leitungstätigkeit erweist sich in der Praxis als die 
Hauptfrage bei der Verwirklichung des Rechtspflege­
erlasses, denn sie vermag die Übereinstimmung zwi­
schen Rechtspflege und gesamtgesellschaftlicher Ent­
wicklung und damit zwischen dem sozialistischen 
Rechtsbewußtsein und dem sozialistischen Bewußtsein 
insgesamt herzustellen. Dabei sind unverkennbare Fort­
schritte erzielt worden. Die zentralen Rechtspflege­
organe beschäftigten sich mit Grundfragen der Recht­
sprechung, der Bekämpfung von Ursachen und Bedin­
gungen der Kriminalität und ihrer Vorbeugung in wich­
tigen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens, vor allem 
auf ökonomischem Gebiet. Die zentralen Rechtspflege­
organe erreichten, daß die Festlegungen in den Doku­
menten zur Rechtspflege im wesentlichen Eingang in 
die Praxis fanden und überwiegend zum Bestandteil der 
Arbeit aller Rechtspflegeorgane geworden sind. In ihrer
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